
von Verbrechenshandlungen, die aber mit einer bereits 
abgeurteilten Fortsetzungstat im inneren Zusammen­
hang stehen, gerade die erforderliche Würdigung a l l e r  
im Zusammenhang stehender Einzelhandlungen aus­
geschlossen ist. In den Fällen, jn denen der Verurtei­
lung wegen eines fortgesetzten Verbrechens zu diesem 
Verbrechen gehörige Einzelhandlungen nicht zugrunde 
gelegt wurden und wegen dieser Einzelhandlungen 
selbständige Verurteilung erfolgen muß, muß die er­
forderliche Gesamtbetrachtung und Gesamtwürdigung 
bei der in solchen Fällen notwendigen Gesamtstrafen­
bildung nach § 79 StGB erfolgen.

Im Ergebnis dieser Betrachtungen ist der Senat da­
her der Auffassung, daß die Tatsache der Verurteilung 
des Angeklagten durch das Kreisgericht W. am 14. De­
zember 1953 wegen fortgesetzten Diebstahls unter Ein­
beziehung des durch ihn zuletzt begangenen Fahrrad­
diebstahls in die Fortsetzungshandlung seiner Ver­
urteilung durch das Kreisgericht Sch. am 21. Juli 1954 
wegen weiterer, im ersten Urteil nicht berücksichtig­
ter Fahrraddiebstähle nicht entgegensteht.

Dagegen wäre die Verurteilung des Angeklagten 
selbstverständlich insoweit unrichtig, als dieser ein 
Fahrraddiebstahl zugrunde gelegt worden wäre, der 
bereits von der Verurteilung wegen fortgesetzten Dieb­
stahls durch das Kreisgericht W. am 14. Dezember 1953 
erfaßt worden ist.

Gerade dies trägt der Protest zwar vor, die Richtig­
keit dieses Vorbringens vermag aber der Senat infolge 
der mangelhaften Begründung des angefochtenen Ur­
teils nicht abschließend festzustellen.

Fest steht, daß es sich bei dem fraglichen Fahrrad 
nicht um eines der in W. gestohlenen handeln kann. 
Nicht zu klären ist diese Frage aber aus den Gründen 
des angefochtenen Urteils hinsichtlich der drei weiteren 
Fahrraddiebstähle in Sch. Das Kreisgericht W. spricht in 
seinem Urteil vom 14. Dezember 1953 von einem durch 
den Angeklagten in der Berufsschule in Sch. began­
genen Fahrraddiebstahls. Das Kreisgericht Sch. be­
gnügt sich dagegen im angefochtenen Urteil u. a. mit 
der Feststellung, daß der Angeklagte in der M.-Straße 
in Sch. ein Fahrrad und zwei bis drei Wochen danach 
zwei weitere Fahrräder gestohlen hat. Diese Fest­
stellungen, mit denen insbesondere über den Tatort 
nicht genaues gesagt ist, genügen in keiner Weise den 
an eine Urteilsbegründung zu stellenden Anforderun­
gen. Sie lassen insbesondere die Beantwortung der im 
vorliegenden Falle entscheidenden Frage nicht zu, ob 
nämlich eines der drei in Sch. gestohlenen Fahrräder 
sich mit dem gleichfalls in Sch. gestohlenen Fahrrad 
deckt, dessen Diebstahl das Kreisgericht W. mit be­
rücksichtigt hat.

Nach alledem steht infolge ungenügender Aufklä­
rung und Feststellung des Sachverhalts durch das 
Kreisgericht Sch. weder mit Sicherheit fest, daß der 
Angeklagte zu Unrecht wegen einer Straftat doppelt 
bestraft worden ist, noch läßt sich diese Möglichkeit 
mit Sicherheit ausschließen.

Aus diesem Grunde konnte auch dem Anträge des 
Staatsanwalts, das angefochtene Urteil im Strafaus­
spruch abzuändern, nicht gefolgt werdendes mußte 
vielmehr die Aufhebung des angefochtenen Urteils 
erfolgen.

In der erneuten Hauptverhandlung wird das Kreis­
gericht sorgfältig aufzuklären und festzustellen haben, 
ob tatsächlich der vom Kreisgericht W. rechtskräftig 
mit abgeurteilte Fahrraddiebstahl sich mit einer der 
auch dem angefochtenen Urteil des Kreisgerichts Sch. 
zugrunde gelegten Diebstahlshandlungen des Ange­
klagten deckt. Für den Fall, daß sich in der erneuten 
Hauptverhandlung der letztere Sachverhalt ergibt, wird 
das Kreisgericht unter Weglassung der fraglichen 
Handlung erneut auf eine angemessene Einsatzstrafe 
zu erkennen haben. Andernfalls wird der Angeklagte 
erneut wegen aller fünf Einzelhandlungen zu verur­
teilen sein.

A n m e r k u n g :
Dem Urteil ist im Ergebnis zuzustimmen. Es hat die 

Frage geprüft, ob eine erneute Verurteilung möglich 
ist, wenn bereits eine Verurteilung wegen im Fortset­
zungszusammenhang begangener Verbrechen vorliegt 
und nachträglich weitere Handlungen bekannt gewor­
den sind, die im gleichen Fortsetzungszusammenhang 
stehen. Die bisherige Rechtsprechung hat diese Frage 
verneint, weil sie davon ausging, daß die fortgesetzte 
Handlung e i n e  Handlung ist. Einer erneuten Verur­
teilung hätte somit das Verbot der doppelten Bestra­
fung entgegengestanden. Das Bezirksgericht dagegen 
hat richtig erkannt, daß bei einer fortgesetzten Hand­
lung mehrere selbständige Handlungen vorliegen, die 
jede für sich den Tatbestand eines Strafgesetzes erfül­
len. Diese einzelnen Handlungen stehen jedoch in so 
engen Beziehungen (Verletzung des gleichen oder 
gleichartigen Objekts, zeitlicher Zusammenhang, gleich­
artige Begehunqswei.se, gleiche Zielsetzung), daß nur 
ihre Gesamtbetrachtung die Gefährlichkeit der Hand­
lungen und des Täters richtig zum Ausdruck bringt. 
Das erfordert gleichzeitig den Ausspruch einer einheit­
lichen Strafe. Damit haben die verschiedenen Hand­
lungen aber nicht den Charakter als selbständige Ein­
zelhandlungen aufgegeben. Werden also später weitere 
Einzelhandlungen bekannt, so steht § 6 StPO einer wei­
teren Bestrafung nicht entgegen. Das Bezirksgericht hat 
für diesen Fall richtig darauf hingewiesen, daß die der 
Schwere aller Handlungen entsprechende Strafe unter 
Anwendung des § 79 StGB gefunden werden muß. Diese 
Handhabung entspricht auch der demokratischen Ge­
setzlichkeit, die erfordert, daß der Täter für jedes Ver­
brechen bestraft wird, andererseits aber nicht für solche 
strafbare Handlungen zur Verantwortung gezogen wer­
den darf, die nicht zuverlässig festgestellt worden sind, 
wofür die „Annahme“ einer fortgesetzten Handlung im 
Sinne der reaktionären bürgerlichen Rechtsprechung 
den Weg ebnete.

Zu Mißverständnissen gibt jedoch folgender Satz aus 
dem Urteil Anlaß: „Damit wird aber klar, daß von 
der Bestrafung wegen eines fortgesetzten Verbrechens 
nur die Einzelhandlungen erfaßt sein können, die im 
einzelnen vom Richter als Verbrechen festgestellt... 
worden sind.“ Allerdings betrifft die Strafe nur die als 
Verbrechen festgestellten Eimzelhandlungen. Wenn aber 
zu prüfen ist, ob einer weiteren Verurteilung § 6 StPO 
entgegensteht, so kommt es nicht nur darauf an, ob 
das Gericht in dem früheren Verfahren ein V e r b r e ­
c h e n  festgestellt hat, sondern insbesondere darauf, ob 
diese Handlungen überhaupt G e g e n s t a n d  d e r  
U r t e i l s f i n d u n g  gewesen sind. Das ergibt sich aus 
§ 220 StPO. Danach ist Gegenstand der Urteilsfindung 
das in der Anklage bezeichnete Verhalten des Ange­
klagten, d. h. die dem Angeklagten zur Last gelegten, 
nach Zeit und Ort ihrer Begehung näher bezeichneten 
Handlungen (§ 169 Abs. 2 Ziff. 2 StPO). Erstreckte sich 
somit die Anklage u. a. auf eine Einzelhandlung, die 
in der Hauptverhandlung aber nicht bewiesen werden 
konnte, so bezieht sich zwar die ausgesprochene Strafe 
nicht auf diese Handlung, dennoch kann aber der Ange­
klagte insoweit nicht erneut zur strafrechtlichen Ver­
antwortung gezogen werden, wenn sich später heraus­
stellt, daß er doch der Täter war; dem würde § 6 StPO 
entgegenstehen. In einem solchen Falle wäre aber die 
Wiederaufnahme des Verfahrens möglich. Aus dem 
neuen Inhalt des „Fortsetzungszusammenhangs“ ergibt 
sich somit auch für den Staatsanwalt die Notwendigkeit 
gründlicher und konkreter Ermittlungen sowie einer 
sorgfältigen Abfassung der Anklage, die erkennen las­
sen muß, welche Handlungen dem Angeklagten im ein­
zelnen zur Last gelegt werden.

Herbert K l a r ,
Richter am Obersten Gericht
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